
        Starke Kommunen – das Herz der Demokratie schlägt vor Ort         
         Begleittext (4) 

 

Attac AKU - UmSteuern Kommunal Investitionen – Begleittext 4   Seite 1 

 

Alternativmodell Starke Kommunen - Investitionen 

Robert, Attac-Arbeitskreis Köln UmSteuern, September 2026 

Gliederung/Inhalt: 
Investitionsrückstand der Kommunen ...................................................................... 1 
Entwicklung der Investitionen ................................................................................... 3 
Finanzierung der kommunalen Investitionen ............................................................ 4 
Finanzierung über Fördermittelprogramme .............................................................. 5 
Finanzierung der sozialökologischen Transformation .............................................. 6 
Sondervermögen Infrastruktur ................................................................................. 7 
Finanzierung des ÖPNV mittels einer Abgabe ......................................................... 7 
Nahverkehrsabgabe als Haushaltsabgabe .............................................................. 8 
Quellen ................................................................................................................... 11 
 

 

Investitionsrückstand der Kommunen 

Die Kommunen beklagen einen Investitionsstau von über 200 Mrd. € (Grafik 3.6, 
Bertelsmann Studie 2025), gleichzeitig steigen die Investitionen der Kommunen 
kontinuierlich, sowohl nominell, als auch die Investitionsquote, wenn man sich die 
Jahre 2014-2024 anschaut (Abb. 23, Bertelsmann Stiftung). 
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Diese anscheinend paradoxe Situation lässt sich aufklären, wenn man Abb.4. 
(KOMKIS Analyse Nr. 24) betrachtet. Demnach sind die Nettoinvestitionen der 
Kommunen seit 2002 geringer als die Abschreibungen. Es findet also seit über 20 
Jahren eine schleichende Desinvestition in den Kommunen statt. Bund und Länder 
nehmen dem gegenüber immer stärker die Rolle eines Investors ein. 

 

Quelle: KOMKIS Analyse Nr. 24 

Die größten Rückstände treten in den Bereichen Schule, Verkehrsinfrastruktur und 
Bevölkerungsschutz auf, was auch der täglichen Erfahrung der Bürger entspricht, 
zumindest  für die Bereiche Schule und Straßen. Auf den Bereich 
Bevölkerungsschutz wird noch im Zusammenhang mit der sozialökologischen 
Transformation einzugehen sein. 

Neben den Investitionen spielt auch der Unterhalt der Infrastruktur eine große 
Rolle. Hier zeigt das sich dasselbe Bild, so konnten sich im Jahren 2024 ca. 18% 
der Gemeinden den Unterhalt ihrer Infrastruktur nur noch in geringem Umfang 
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leisten. Nur 33 % Prozent der Gemeinden konnten den Unterhalt vollständig bzw. 
weitgehend wahrnehmen (Grafik 3.4, KfW Kommunalpanel).  

 

 

Entwicklung der Investitionen 

Nachdem dramatischen Befund der aktuellen Situation ist natürlich die Frage, ob 
die Kommunen für die Zukunft eine Besserung erwarten. Tatsächlich erwarten nur 
2% der Kommunen eine Verbesserung ihrer Finanzlage in den Jahren 2025 – 
2029, wohingegen 91% der Kommunen eine Verschlechterung, bzw. deutliche 
Verschlechterung der Finanzlage erwarten (Grafik 2.5, KfW-Kommunalpanel 2025). 
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Wenn wir oben gesehen haben, dass die Bereiche Schulen, Straßen und 
Bevölkerungsschutz mit ihren Rückständen hervorstachen, so erwarten zumindest 
in den Bereichen Schulen und Bevölkerungsschutz mit 40%, bzw. 37% mehr 
Gemeinden eine Verbesserung der Situation als eine Verschlechterung, die 
entsprechend 29%, bzw. 26% der Gemeinden in diesen Bereichen erwarten.  

Für die Verkehrsinfrastruktur erwarten allerdings nur 17% der Gemeinden eine 
Verbesserung und mit 55% mehr als jede zweite Gemeinde eine Verschlechterung 
ihrer Situation (Grafik 3.10, KfW Kommunalpanel). 

 

 

Finanzierung der kommunalen Investitionen 

Woher kommen die Mittel, die die Kommunen für ihre Investitionen nutzen. Mit 88% 
nutzen nahezu alle Kommunen Fördermittel als Finanzierungsinstrument. Aber 
auch Mittel aus dem laufenden Haushalt, Investitionszusagen, Rücklagen aus dem 
Vorjahr und Kommunalkredite – dann noch mit einer Nutzungsquote von 46% – 
waren die bevorzugten Instrumente (Grafik 4.1, KfW Kommunalpanel). 
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Vom Volumen her wurden über Kommunalkredite mit 25% der Investitionssumme 
die meisten Mittel eingesetzt. Danach kamen mit 21% der Investitionssumme 
Fördermittel, mit je 20% der Summe Mittel aus Rückstellungen und Mittel aus den 
laufenden Zuweisungen und 11% aus zweckgebundenen Investitionszuweisungen 
(Grafik 4.2, KfW Kommunalpanel). 

 
Zukünftigt rechnen nur wenige Kommunen mit einer Zunahme der Eigenmittel, 
vielmehr erwarten 58% der Kommunen eine Ausweitung der Nutzung von 
Kommunalkrediten. 
 
Finanzierung über Fördermittelprogramme 

Wie oben beschrieben greifen 88% der Kommunen u.a. auf Fördermittel zurück. 
Für die Kommunen stellen sich die Förderprogramme aber als zweischneidiges 
Schwert heraus. Einerseits wird durch die Zweckbindung oftmals die 
Gewährleistung bestimmter Aufgaben gesichert (Digitalisierung, Schulbau etc.) und 
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es werden Investitionen möglich, die die Gemeinden aus sich heraus nicht hätten 
bewältigen können. Auf der anderen Seite wird dadurch aber auch die kommunale 
Selbstverwaltung eingeschränkt. Die Kommunen laufen am „goldenen Zügel“ der 
Länder. Weitere Nachteile der Förderprogramme sind (Komkis 24):  

 Es werden Infrastrukturen gefördert, die nicht lokalen Bedürfnissen 
entsprechen. Beispiel Seebrücken in Ostseegemeinden. 

 Die Finanzierung des Eigenanteils stellt insbesondere finanz- und 
einwohnerschwächere Gemeinden vor größere Probleme. Hinzu kommt, 
dass bei einer Verteuerung des Projekts der Förderanteil nicht mitwächst 
und entsprechend der Eigenanteil überproportional wächst.  

 Es profitieren die „cleversten“ Regionen von dieser Praxis, die am besten mit 
den administrativen Regeln und Prozessen vertraut sind. 

 Die Komplexität und steigenden Anforderungen bei der Beantragung von 
Fördermitteln erfordert einen hohen Bedarf an geschultem Personal, der in 
der Praxis nur unzureichend oder gar nicht gedeckt werden kann. In der 
Praxis werden über 1/3 aller Anträge negativ beschieden. In diesen Fällen ist 
das Personal längere Zeit für Planung und Beantragung erfolglos eingesetzt 
worden.  

 Fördermittelfalle: wenn Kommunen zunächst über ihre eigene Finanzkraft 
hinaus investieren aber anschließend die notwendigen Ressourcen für die 
Reinvestition nach Ablauf der Abschreibungsdauer nicht selbst 
erwirtschaften, werden neue Förderungen benötigt. 

 Die Nachfolgekosten werden nicht mit gefördert. Da Rückstellungen nicht 
gebildet werden, entstehen durch Ereignisse wie Beanstandungen des 
Prüfpersonals, Naturereignisse oder Schäden durch Brand etc. ‚ungeplante‘ 
Aufwändungen und damit Löcher im Haushalt. 

Darüberhinaus empfinden ca. 90% der Kommunen die Antragsverfahren 
uneinheitlich, die Unterlagen als zu umfangreich und die Dokumentationspflichten 
als zu aufwendig. (kfW-Kommunalpanel 2025) 

 

Finanzierung der sozialökologischen Transformation 

Die anstehende sozialökologische Transformation ist in den bislang betrachteten 
Bereichen am ehesten noch im Bereich Bevölkerungsschutz zu verorten, 
insbesondere durch Klimaanpassungsmaßnahmen, also Maßnahmen, um auf 
bevorstehende Klimaereignisse (Hitze, Dürre, Überflutung etc.) reagieren zu 
können.  

Der Hauptaspekt der Transformation liegt allerdings in der Dekarbonisierung der 
Kommunen. Ein Instrument hierzu ist die kommunale Wärmeplanung, die 2024 per 
Gesetz für die Kommunen verpflichtend wurde.  
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Studien hierzu beschreiben einen zusätzlichen jährlichen Bedarf von 1 – 5,6 Mrd. € 
für Klimaanpassungsmaßnahmen und 2,5 – 10 Mrd. € für Klimaschutzmaßnahmen 
(Abb. 34, Bertelsmann Stiftung), in der Summe 3,5-15,6 Mrd. €/Jahr. 

 

 

Sondervermögen Infrastruktur 

Die Bundesregierung hat 2025 ein Sondervermögen Infrastruktur über 500 Mrd. € 
aufgenommen. Hiermit soll verteilt über 12 Jahre die Infrastruktur erneuert werden. 
Die Kommunen sollen hiervon 100 Mrd. erhalten, verteilt auf 12 Jahre macht das 
für die Kommunen 8,3 Mrd. pro Jahr. Wollte man alleine den Investitionsrückstand 
von 215 Mrd. € damit beseitigen, würden immer noch ca. 10 Mrd. € pro Jahr fehlen. 
Außerdem ist das ja nicht vorgesehen – es sollen ja nur zusätzliche Projekte 
gefördert werden. 

Verteilt wird das Geld nach dem Königssteiner Schlüssel, damit erhält NRW 21,1 
Mrd. € und Bremen 0,9 Mrd. €. Wie die Länder diesen Betrag an die Gemeinden 
weitergeben, bleibt den Ländern vorbehalten - für die einzelne Gemeinde evtl. nur 
ein Tropfen auf den heißen Stein.  

Aktuell lässt sich auch beobachten, dass das Sondervermögen schon 
zweckentfremdet wird, so werden z. B. Verteidigungsprojekte miteinbezogen (trotz 
des SV Verteidigung) oder bereits geplante Ausgaben werden aus dem 
Sondervermögen finanziert, z. B. deckt das Sondervermögen im Jahr 2026 auch 
sechs Milliarden Euro für Krankenhäuser ab, die laut ursprünglichen Plänen von 
Ländern und Krankenkassen finanziert werden sollten. (Böll-Stiftung) 

 

Finanzierung des ÖPNV mittels einer Abgabe 

Der Verband deutscher Verkehrsunternehmen hat im August 2025 in einem 
Gutachten 2 Szenarien für die Fortentwicklung des ÖPNV in den Jahren 2024 – 
2040 in Deutschland vorgestellt und durchgerechnet. 
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Das Szenario 1 „Modernisierung 2040“ beschreibt den Erhalt und Modernisierung 
der jetzigen Infrastruktur, um sie zukunftsfest zu machen. 

Szenario 2 „Deutschlandangebot 20240“ baut auf Szenario 1 auf und erweitert die 
Zielsetzung um eine flächendeckende Erreichbarkeit durch bundesweit einheitliche 
Mindestbedienstandards in Anlehnung an Standards aus der Schweiz und aus 
Österreich. 

 

In Szenario 1 steigt der Investitionsbedarf jährlich um etwa 1,44 Mrd. € bis auf 49 
Mrd. € im Jahr 2040. Die Einnahmen betragen hier zu Beginn 12,6 Mrd. € und im 
Jahre 2040 18,6 Mrd. €.  

In Szenario 2 beträgt die jährliche Steigerung 3,36 Mr. € bis auf 80 Mrd. € im Jahr 
2040. Die Einnahmen in diesem Szenario steigen auf 20,6 Mrd. im Jahre 2040 
(VDV Gutachten). 

Ohne jetzt im Detail auf Zahlen des Gutachtens eingehen zu wollen, bzw. ohne 
kritische Betrachtung bedeutet dies ein Gesamtaufwand für den ÖPNV 2024 in 
Deutschland von 38,6 Mrd. € und im Maximalfall (Szenario 2) 100 Mrd. € im Jahr 
2040.  

Die Frage ist, wie soll dieser Bedarf finanziert werden, wenn eine 
Nahverkehrsabgabe in Frage kommt, wie könnte diese aussehen.  

 

Nahverkehrsabgabe als Haushaltsabgabe 

Bei 40 Mio. Haushalten in Deutschland betrüge die Abgabe pro Haushalt und 
Monat 80,41€ und würde bis auf 209,58€/Monat im Jahre 2040 steigen. Dafür 
könnte jede Person in Deutschland, ohne je ein Ticket zu lösen, am ÖPNV 
teilnehmen. Bei dieser Betrachtung würde die öffentliche Hand sogar noch 26 Mrd. 
€ einsparen.  
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Belässt man den Anteil der öffentlichen Hand bei 26 Mrd. €/Jahr würde sich die 
Abgabe von 25€/Monat und Haushalt auf 155,42€/Monat/Haushalt im Jahre 2040 
steigern. 

Bei einer Familie mit einem Kind sind die Kosten für ein D-Ticket mit 169€/Monat 
heute schon teurer als diese Haushaltsabgabe im Jahre 2040.  

Die öffentliche Hand hätte mit dem Abbau von Subventionen im Verkehrsbereich 
(Dienstwagenprivileg, Subventionierung von Flugbenzin etc.) weitere Möglichkeiten 
zur Finanzierung des ÖPNV.  

Kommentar KMH: Ich bin gegen eine Nahverkehrsabgabe. Es ist faktisch eine Flat 
Tax - der Geringverdiener mit 1000 Euro/Monat zahlt dann 8%, der Bundeskanzler 
0,5%, der VW-Vorstandsvorsitzende 0,0012%, Frau Klatten zahlt 0,00005% - find 
ich nicht gerecht. Wir haben schon zwei Flat-Taxes, die Müllabfuhr und die 
Rundfunkgebühren. Aber die Nahverkehrsabgabe wäre eine Kopfsteuer von fast 
1000 Euro im Jahr. So was hat historisch Revolutionen ausgelöst. 
 
Es gibt auch systematische Gründe, die dagegen sprechen. Heute wird der Verkehr 
über die Mineralölsteuer finanziert - faktisch auch der Schienenverkehr. Das ist 
auch sinnvoll - da jeder Euro für den Schienenverkehr Investitionen für Straßen 
einspart.  
In Zukunft fällt die Mineralölsteuer weg wegen der E-Autos. Wir brauchen also ein 
neuens Finanzierungssystem. Wir schlagen dazu in der Steuerrevolution ein 
gestaffeltes Mautsystem vor.  
 

###Auszüge aus der Steuerrevolution, die sich auf die Finanzierung des Verkehrs 
beziehen: 

Aufgrund dieser Erfahrungen schlagen wir vor, die Mehrwertsteuer als Instrument 
zur Basisfinanzierung des Staates in einer Höhe von um die 20 Prozent 
beizubehalten. Zur Unterstützung der Klimapolitik schlagen wir vor, die MWSt für 
pflanzliche Grundnahrungsmittel und für den öffentlichen Nah- und Regionalverkehr 
abzuschaffen. (…) 

Straßenverkehrsabgaben 

Die Investitionen in die Straßen belaufen sich jährlich auf circa 25 Mrd. Euro. Diese 
werden durch die Energiesteuern (früher Mineralölsteuern) in Höhe von circa 40 
Mrd. Euro, die Kfz-Steuer (10 Mrd. Euro) und die LKW-Maut (8 Mrd. Euro) 
finanziert, die dadurch auch zur Finanzierung des allgemeinen Haushaltes 
beitragen. Das ist angemessen und kann auch als Umweltabgabe für die Nutzung 
der Flächen und Rohstoffe, für Unfallkosten, Lärmemissionen und für die sonstigen 
Kosten des Straßenverkehrs verstanden werden. 
 
Da sich aber in den kommenden 15 Jahren das Elektroauto durchsetzen wird, 
werden die Einnahmen aus der Besteuerung fossiler Energien (Energiesteuer) 
stark fallen. Da z. B. das Laden von Elektroautos der Eigenheimbesitzer mit 
privaten Wallboxen zu erheblichen Teilen mit eigenen PV-Anlagen erfolgen wird, 
kann die Mineralölsteuer nicht durch Stromsteuern ausgeglichen werden. Es kommt 
daher darauf an, die Einnahmen im Straßenverkehr zu stabilisieren und darüber 
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hinaus ökologisch und klimafreundlich zu gestalten. Dazu schlagen wir vor, dass 
die Kfz-Steuer umgestellt und schrittweise deutlich erhöht wird. Die 
Bemessungsgrundlage dafür soll dann der Energieverbrauch und die Emissionen 
bezogen auf die Anzahl der fest installierten Sitzplätze sein. 
Als zweite Einnahmequelle soll das bisherige Mautsystem für LKWs in ein System 
für alle Fahrzeuge ausgebaut werden. Es besteht aus einer Citymaut für alle Städte 
und aus einer Fernverkehrsmaut für Autobahnen und andere Fernverkehre. 
Fahrten außerhalb der Hauptrouten mit begrenzter Fahrtstrecke (Regionalverkehr) 
sollen zumindest vorübergehend noch mautfrei sein bis es attraktive Alternativen 
(Anrufsammeltaxis und/oder selbstfahrende Car-Sharing-Fahrzeuge) auch auf dem 
Lande gibt. Die Mauttarife werden konsequent nach Fahrzeuggröße, Schadstoff- 
und CO2-Emissionen gestaffelt. 

Luxussteuern 

Luxussteuern können eine ergänzende Rolle bei der Umverteilung spielen. Sie haben in 
der Regel auch eine ökologische Komponente. Die einzig verbliebene Luxussteuer in 
Deutschland ist die Schaumweinsteuer. In der EU gibt es Luxussteuern in Finnland, den 
Niederlanden und Dänemark. So beträgt in Dänemark die gesamte Steuerbelastung eines 
Sportwagens mit hohen CO2-Emissionen, der vor Steuern 100.000 Euro kostet, etwa 
215.000 Euro oder 215 Prozent.1 Solche hohen Steuersätze sind vermutlich nur möglich, 
da die Registration Tax in Dänemark schon immer existierte und aus einer Zeit stammt, als 
Autos noch ein seltenes Luxusgut waren. Interessanterweise finden solche Luxussteuern 
sogar bei Teilen der Oberschicht Akzeptanz, da sie die Exklusivität der besteuerten Waren 
erhöhen. 
Wir unterstützen grundsätzlich eine Luxussteuer mit einer 
Umverteilungskomponente. Dazu soll es ergänzend zur Mehrwertsteuer einen 
progressiv gestalteten Luxussteuertarif geben. Er wird angewendet bei Waren, die 
fast ausschließlich von der Oberschicht gekauft werden, wie private Flugzeuge, teure 
Yachten, Wagen der oberen Preisklassen sowie Kunstwerke und Schmuck oberhalb 
einer Luxusschwelle. Der Verkauf von solchen Waren erfordert dann grundsätzlich 
eine Meldung beim Verkauf an das Finanzamt. Damit wird zugleich sichergestellt, 
dass der Kauf solcher Waren nicht zur Geldwäsche genutzt werden kann. 
…… 

Umwandlung der Grundsteuer und Abschaffung der 
Grunderwerbsteuer 

(…) Daher sollte die Grundsteuer zum Teil durch eine zweckgebundene 
Infrastrukturabgabe und z. T. durch die Vermögensteuer ersetzt werden. Die 
Infrastrukturabgabe soll dem Erhalt der Verkehrswege und anderer kommunaler 
Infrastrukturen dienen. (…) 

Gemeindeertragsteuer 
(…) 

Die Gemeindeertragsteuer hat zwei Aufgaben: Einmal dient sie der Beteiligung der 
ortsansässigen Betriebe an den Kosten der kommunalen Infrastruktur. (…) 

                                                 
1 Ein Auto mit Nettopreis 100.000 Euro und über 300 g/km CO2-Emissionen wird in Dänemark mit 25.000 Euro 
Mehrwertsteuer, ca. 160.000 Euro Registration Tax und ca. 30.000 Euro CO2-Steuer belastet. Insgesamt sind das 215.000 
Euro oder 215 Prozent. 
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Die Unternehmensteuern sollen (…) Die Steuern auf Unternehmensgewinne 
oberhalb von 10 Mio. Euro und die Steuern und Abgaben auf den internationalen 
Verkehr (Straßen und Schiene ab 300 Kilometer, Flugverkehr, Schiffsverkehr) fließen an 
die EU. (…) 

Europäische Finanzpolitik 
(…)  Die Besteuerung von internationalen Großkonzernen und Banken sowie des 
internationalen Verkehrs soll dazu auf der EU-Ebene erfolgen. Zu diesem Zweck benötigt 
die EU eine EU-Steuerbehörde mit ausreichenden Kompetenzen. 

(Hentschel/Eibl: ‚Steuerrevolution‘) 
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